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Stellungnahme zum " Entwurf eines Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetz 
(Bw - IBG)" 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Zielsetzung des Gesetzes kann grundsätzlich nachvollzogen werden: 

"Notwendig ist eine deutliche Steigerung der jährlichen Investitionen in militärische 

Infrastruktur, und diese Investitionen müssen auch dort ankommen, wo sie gebraucht werden 

– und dies so schnell wie möglich. Viele Infrastrukturverfahren dauern immer noch mehrere 

Jahre und binden unverhältnismäßig viele Ressourcen, die dann an anderer Stelle fehlen. Ein 

wesentlicher Grund hierfür ist die Ausgestaltung der Infrastrukturverfahren". 

 

Allerdings rechtfertigen sich dadurch nicht die weitgehenden Änderungen zum BNatSchG.  

Kritisiert wird insbesondere die weitgehende Freistellung von der Eingriffsregelung durch 

Inanspruchnahme der Ersatzgeldlösung. Die Ablösung der Kompensationsverantwortung ist 

nicht nachvollziehbar vor dem Hintergrund, dass die Bundeswehr in vielen Eingriffsfällen 

Rückgriff nehmen kann auf die von der BIMA bereit gestellten Flächen.  

Erklärungsbedürftig ist auch die Abhängigkeit von einer vom BMUKN noch zu erlassenden 

Rechtsverordnung.  

 

Eindeutig zu weit geht allerdings die Änderung, die mit dem neuen Abs. 4 in § 20 BNatSchG 

beabsichtigt ist. Damit verbunden ist eine generelle Freistellung von Verboten in bestimmten 

Schutzgebietsverordnungen. Erfasst sind Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete 

sowie geschützte Landschaftsbestandteile - und die Freistellung soll auch greifen bei 

gesetzlich geschützten Biotopen. Dies ist nicht gerechtfertigt und daher kritikwürdig. 
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Außerdem wird die Zuständigkeit des BMVg für die Erteilung artenschutzrechtlicher 

Ausnahmen und Befreiungen eingeführt. Dies wird abgelehnt, zumal es eingespielte 

Verfahrenswege mit dem BMVg gibt, die einen zügigen Fortgang dieser Verfahren 

sicherstellen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

gez. Christof Martin     gez. Dr. Stefan Lütkes 

Bundesvorsitzender BBN e.V.        Stellv. Bundesvorsitzender BBN e.V.                                                  

 

 


